Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Sofortiger Stopp der Türkeihilfe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Wirtschafts- und 
Verteidigungshilfe der Bundesrepublik Deutschland für die 
Türkei sofort auszusetzen. Die Wiederaufnahme jeglicher Hilfe 
bedarf der zustimmenden Entscheidung des Deutschen Bun- 
destages und ist gebunden an die Beachtung der Grundfreihei- 
ten und Menschenrechte, den Schutz nationaler religiöser Min- 
derheiten, die Gewährung der Gewerkschaftsfreiheit und die 
Wiederherstellung der Demokratie in der Türkei. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Tatbestand poli- 
tischer Verfolgung in der Türkei unter der jetzigen Staatsfüh- 
rung anzuerkennen und politisch Verfolgten aus der Türkei 
Asyl zu gewähren sowie die Flüchtlingskonvention der Verein- 
ten Nationen bei Flüchtlingen aus der Türkei zu beachten. 

Bonn, den 3. Juni 1983 

Schily, Beck-Oberdorf, Kelly und Fraktion 

Begründung 

Prozeßverlauf und die Urteile gegen die Angeklagten der „Kur- 
dischen Arbeiterpartei" PKK in Diyarbakir (35 Todesurteile, 
28 Urteile zur lebenslänglichen Haft, 331 Verurteilungen zu 
Gefängnisstrafen von 3 bis 24 Jahren bei insgesamt 572 ange- 
klagten Personen) haben erneut deutlich gemacht, daß von der 
Beachtung der Menschenrechte in der Türkei keine Rede sein 
kann. Der Prozeß Diyarbakir verstieß gegen elementare Grund- 
sätze eines rechtsstaatlichen Gerichtsverfahrens, wie in einer 
Fülle anderer Verfahren seit der Machtübernahme durch die 
Militärjunta am 12. September 1980. 

Die Prozesse sind nicht öffentlich, Aussagen werden unter Folter 
erpreßt, die Verteidigerrechte sind mindestens außerordentlich 
eingeschränkt, in vielen Fällen findet eine Verteidigung nicht 
statt. Untersuchungsgefangene werden gezwungen, gefälschte 
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Protokolle zu unterschreiben, Zeugen, die selbst angeklagt sind, 
werden zu Falschaussagen mißbraucht, in den Gerichtssälen wird 
durch Soldaten mit Maschinenpistolen und Schlagstöcken mili- 
tärische Macht bedrohlich demonstriert, von Unabhängigkeit der 
Richter kann keine Rede sein. 

All diese Vorwürfe sind durch Aussagen der Internationalen Juri- 
stenkommission, durch amnesty international und durch Unter- 
suchungen des Republikanischen Anwaltsvereins vielfach belegt. 

Nach Schätzungen dieser Organisation beläuft sich die Anzahl 
von Gefangenen in Zivil- und Militärgefängnissen zwischen 
110 000 und 150 000. Selbst nach offiziellen Angaben sind etwa 
25 000 Personen aus „ideologischen" Gründen in Haft. 

Eine Verbesserung der Menschenrechtssituation und eine Been- 
digung der Unterdrückung nationaler Minderheiten - insbeson- 
dere der Kurden - ist nicht festzustellen. 

Die vom Deutschen Bundestag schon mit dem einstimmig verab- 
schiedeten Entschließungsantrag vom 3. Juni 1981 (Drucksache 
9/531) mit der Gewährung der Türkeihilfe von der derzeitigen 
türkischen Staatsführung erwartete „Wahrung der Grundsätze 
der Demokratie, der Herrschaft des Rechts, der Freiheit der Person 
und der Menschenrechte" wurde enttäuscht. Die Bundesregie- 
rung hat in ihrem Bericht zur Entwicklung in der Türkei vom 
2. Dezember 1982 (Drucksache 9/2213) festgestellt, daß selbst 
nach Verkündung der neuen Verfassung am 9. November 1982 
auf Grund der Vorbehaltsregelungen nach Artikel 177 per- 
sönliche Freiheitsrechte, Pressefreiheit, Versammlungsfreiheit, 
arbeitsrechtliche Bestimmungen (Streikrecht, Aussperrung), 
Bestimmungen über die Freiheit der politischen Betätigung und 
über politische Parteien und Bestimmungen über das aktive und 
passive Wahlrecht nicht in Kraft getreten sind. 

Auch den vielfältigen Entschließungen des Europäischen Par- 
laments auf Beachtung von Menschenrechten und Grundfreihei- 
ten und auf Wiederherstellung der demokratischen Institutionen 
und Gewerkschaftsfreiheit, wie sie beispielsweise grundlegend in 
der „Entschließung zur Militärjunta in der Türkei" vom April 1981 
(Drucksache 9/367) zum Ausdruck gekommen ist, wurde bisher 
von der Militärjunta nicht entsprochen. Vielmehr verstößt die 
Politik der Junta systematisch gegen nahezu alle Bestimmungen 
der Europäischen Menschenrechtskonvention wie Recht auf 
Leben, Verbot der Folter, Recht auf rechtliches Gehör, das Verbot 
der Strafe ohne Gesetz, das Recht auf freie Wahl der Verteidi- 
gung, die Achtung der Privatsphäre, die Gedanken- und Gewis- 
sensfreiheit, das Recht auf freie Meinungsäußerung, die Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, der Schutz nationaler Min- 
derheiten. 

Angesichts der fortdauernden Verletzung der Grund- und Men- 
schenrechte durch die Militärjunta ist die Fortsetzung der Wirt- 
schafts- und Militärhilfe von allein 1982 über 600 Millionen DM 
nicht gerechtfertigt, da sie der Stabilisierung eines blutigen Unter- 
drückungsregimes dient. Die von der Bundesregierung selbst 
zuletzt im Bericht zur Entwicklung in der Türkei vom 2. Dezember 
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1982 (Drucksache 9/2213) herausgestellten Zielsetzungen - 
Gewährleistung der Grund- und Freiheitsrechte und der Schutz 
der Menschenrechte, die Wiederherstellung der Demokratie unter 
Einbeziehung der Türkei „in das gemeinsame Wertesystem des 
Westens", Erhaltung der wirtschaftlichen und sozialen Stabilität - 
haben sich durch die Politik der Junta widerlegt. Die festgestellte 
Verbesserung der Wirtschaftslage ging auf Kosten zunehmenden 
Elends weiter Bevölkerungsschichten. 

Nur die sofortige Aussetzung der Türkeihilfe scheint ein geeig- 
netes Mittel, um den Nationalen Sicherheitsrat der Türkei zu 
bewegen, die Todesurteile von Diyarbakir nicht zu bestätigen, 
auch in anderen Prozessen zu rechtsstaatlichen Verfahren zurück- 
zukehren und den notwendigen Druck auszuüben, damit die 
Grund- und Menschenrechte beachtet werden und die Türkei zur 
Demokratie zurückkehrt. 
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